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Kleine Anfrage 8511 
 
der Abgeordneten Ralf Witzel und Dietmar Brockes   FDP 
 
 
Ungeklärte Mittelherkunft und simple Umetikettierung bereits bekannter Vorhaben –  
Ist die sogenannte „Zukunftsoffensive NRW“ nur eine symbolpolitische Luftnummer? 
 
 
Am 24. Juli 2026 hat die Landesregierung unter dem Titel „Zukunftsoffensive NRW – 
Investieren. Vorsorgen. Schützen.“ ein nach eigenen Angaben rund zwei Milliarden Euro 
umfassendes Maßnahmenpaket für Klimaschutz, Klimaanpassung und wirtschaftliche 
Modernisierung vorgestellt. Die Wirtschaftsministerin und stellvertretende Ministerpräsidentin 
Mona Neubaur bezeichnete die angekündigten Vorhaben als Investitionen in moderne 
Infrastruktur, klimafreundliche Mobilität, widerstandsfähige Städte und Gemeinden sowie eine 
starke Industrie.1 
 
Bei näherer Betrachtung bleibt jedoch unklar, in welchem Umfang es sich bei den 13 
vorgestellten Maßnahmen tatsächlich um zusätzliche und neu beschlossene Vorhaben des 
Landes handelt.2 Ein erheblicher Teil des Gesamtvolumens entfällt auf bereits bekannte oder 
von anderen mittelgebenden Stellen finanzierte Vorhaben. So werden eine Milliarde Euro für 
die Sanierung von Landesliegenschaften veranschlagt, von denen 400 Millionen Euro aus dem 
sogenannten Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität des Bundes (SVIK) 
stammen und weitere 600 Millionen Euro aus Mitteln des Bau- und Liegenschaftsbetriebs 
Nordrhein-Westfalen (BLB NRW) finanziert werden sollen. Weitere rund 380 Millionen Euro 
aus dem Bundesprogramm SVIK sind bereits für Baumaßnahmen an Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen eingeplant. Dieser Betrag wird dennoch als Teil der sogenannten 
„Zukunftsoffensive NRW“ aufgeführt. Auch bei der energetischen Sanierung kommunaler 
Liegenschaften im Rheinischen Revier handelt es sich ausdrücklich um ein bestehendes 
Förderprogramm, dessen Finanzvolumen lediglich erhöht werden soll. Überraschend ist 
außerdem, dass die Wirtschaftsministerin das Vorhaben „Klimaneutrale Landesverwaltung“ – 
beschlossen im Jahr 2013 – als Teil der sogenannten „Zukunftsoffensive NRW“ verbucht.  
 
Außerdem hat die Landesregierung im Rahmen der „Zukunftsoffensive NRW“ eine Stärkung 
sogenannter „grüner Leitmärkte“ beschlossen. In Ausschreibungen des Landes soll die 
Nutzung von recycelten Materialien, CO₂-armem Zement oder grünem Stahl verbindlich 
verankert werden. Sehenden Auges verteuern CDU und Grüne dadurch massiv öffentliche 
Bauprojekte zu Lasten der Steuerzahler und mittelständischer Betriebe. 
 
Es entsteht deshalb der Eindruck, dass bestehende Investitionsentscheidungen und ohnehin 
vorgesehene Ausgaben nachträglich bloß zu einer vermeintlich neuen „Zukunftsoffensive“ 

 
1 Landesregierung Nordrhein-Westfalen: Entschlossen gegen die Klimakrise: Landesregierung 
investiert Milliarden für Klimaschutz, Klimaanpassung und eine starke Zukunft, 24.07.2026 
2 Rheinische Post: NRW größtes Klimainvestitionspaket?, 25.07.2026 
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zusammengefasst worden sind. Schuldenmittel des Bundes, bereits bestehende Programme 
und Investitionen des BLB NRW bezieht die Landesregierung in das Gesamtvolumen mit ein. 
Nach kritischen Nachfragen habe sich laut Medienberichterstattung das von der Ministerin 
genannte Volumen von zwei Milliarden Euro auf rund eine Milliarde Euro reduziert. Zugleich 
sei die genaue Herkunft der Mittel offen geblieben. Auch bei einzelnen neuen Maßnahmen 
seien der Beginn, die Förderkriterien und die konkrete Finanzierung noch nicht geklärt.3 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Bei welchen der 13 Maßnahmen handelt es sich – bitte unter Angabe des jeweiligen 

Finanzvolumens absolut und prozentual – jeweils um Maßnahmen, die erstmals im 
Zusammenhang mit der Vorstellung des Pakets beschlossen worden sind? 

 
2. Welcher Anteil des beworbenen Gesamtvolumens von zwei Milliarden Euro entfällt – 

jeweils jährlich im Zeitraum 2026 bis 2031 – auf den Landeshaushalt, (Schulden-)Mittel 
des Bundes, den BLB NRW, die Kommunen oder sonstige Dritte?  

 
3. Wie werden die zusätzlichen jährlichen Kosten sowohl für das laufende Haushaltsjahr 

als auch gegenüber der aktuellen Mittelfristigen Finanzplanung für den Landeshaushalt 
jeweils einzeln gegenfinanziert? 

 
4. Aus welchen sachlichen Gründen rechnet die Landesregierung bereits zuvor 

beschlossene beziehungsweise angekündigte Vorhaben wie die Sanierung von 
Landesliegenschaften, Baumaßnahmen an Hochschulen und das seit dem Jahr 2013 
verfolgte Ziel einer klimaneutralen Landesverwaltung nun dem Volumen einer neuen 
„Zukunftsoffensive NRW“ zu? 

 
5. Weshalb ist der Schutz vulnerabler Gruppen in Zeiten von Hitzewellen – beispielsweise 

durch die Bereitstellung von Mitteln zur Klimatisierung von Krankenhäusern, 
Pflegeeinrichtungen und Betreuungseinrichtungen für Senioren – offenbar nicht Teil der 
sogenannten „Zukunftsoffensive“? 

 
 
 
Ralf Witzel 
Dietmar Brockes 
 

 
3 Rheinische Post: Warum Klappern nicht immer hilfreich ist, 25.07.2026 


